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VORWORT

Anhand dieses Leitfadens soll die 
Durchführung eines Betriebsanla-
gengenehmigungsverfahrens er- 
leichtert und die komplexen ein-
schlägigen Bestimmungen aus Ge-
werbeordnung (GewO), Arbeitneh-
merInnenschutzgesetz (ASchG) und 
Arbeitsstättenverordnung (AStV) in 
verständlicher Weise nähergebracht 
werden.

Dieser Umstand erfordert gewisse 
Abweichungen vom tatsächlichen 
gesetzlichen Wortlaut und der Rei-
hung der einzelnen Bestimmungen, 
die Vernachlässigung außerge-
wöhnlicher, nur selten zutreffender, 
gesetzlicher Vorgaben sowie eine 
Beschränkung der umfangreichen 
Thematik auf einen für den Ratsu-
chenden sinnvollen Umfang. Die 
Nennung der jeweils maßgeblichen 
Rechtsquellen im laufenden Text 
ermöglicht unter Heranziehung der 
angeführten Bestimmungen aber 
auch eine Vertiefung in die Materie.

Um unwiederbringliche Investitio-
nen im Zuge der Errichtung bzw. Än-
derung einer Betriebsanlage zu ver-
meiden, ist es von Vorteil, bereits vor 
Anmietung bzw. Ausbau eines vor-
gesehenen Betriebsobjektes Infor-
mationen über die Machbarkeit des 
Vorhabens einzuholen. Zur Abschät-
zung des erforderlichen Aufwandes 
zur Herstellung des „Standes der 
Technik“ in der Betriebsanlage wur-
den die wesentlichsten technischen 
Daten hinsichtlich Lärmschutz, 
Brandschutz, Be- und Entlüftung, 
Arbeitnehmerschutz sowie landes-
rechtlicher Ausstattungserforder-
nisse eingearbeitet. 

Auf Wunsch besichtigen wir gerne 
mit Ihnen die ins Auge gefassten 
Objekte und beraten Sie kostenlos 
hinsichtlich der Möglichkeiten zur 
Realisierung Ihres Projektes sowie 
der Erstellung der erforderlichen 
Projektunterlagen zum Betriebsan-
lagengenehmigungsverfahren.

Mangelhafte Projektunterlagen 
sind die häufigste Ursache für Ver-
fahrensverzögerungen. Die Vorla-
ge vollständiger Projektunterlagen 
garantiert in der Regel ein rasches 
und problemfreies Genehmigungs-
verfahren.
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Bei Neuerrichtung einer geneh-
migungspflichtigen Betriebsanla-
ge und bei wesentlicher Änderung 
einer bestehenden genehmi-
gungspflichtigen Betriebsanlage 
ist hinsichtlich Umfang, Art und 
Auswirkung des Betriebsgesche-
hens ein Betriebsanlagengeneh-
migungsverfahren, welches in der 
Erteilung eines rechtsverbindli-
chen Bescheides mündet, erfor-
derlich.

Sinn dieses Verfahrens ist es, Ge-
fährdungen, Belästigungen und 
sonstige nachteilige Auswirkun-
gen der Betriebsanlage auf den 
Betreiber selbst, die Kunden, 
die Anrainer sowie die Umwelt 
(Grundwasser, Boden, Luft) durch 
Vorschreibung von Auflagen zu 
unterbinden.

Mit der Errichtung bzw. gewerb-
lichen Tätigkeit in einer Betriebs-
anlage darf erst nach Vorliegen 
des rechtskräftigen Betriebsan-
lagengenehmigungsbescheides 
begonnen werden.

Die Betriebsanlagengenehmi-
gung ist nicht an den jeweiligen 
Betreiber, sondern ausschließlich 
an das Betriebsobjekt, dessen 
Art und Ausstattung sowie an die 

festgelegten Arbeits- bzw. Öff-
nungszeiten gebunden und bleibt 
bei Aufrechterhaltung des geneh-
migten Betriebsumfanges unab-
hängig vom jeweiligen Betreiber 
(bei Besitzerwechsel, Weiterver-
pachtung, etc.) gültig. Wurde z.B. 
in einer bestehenden Betriebsan-
lage kein Arbeitnehmer beschäf-
tigt, weil die Voraussetzungen 
anlässlich der Erstgenehmigung 
nicht gegeben waren oder die Öff-
nungszeit entgegen der Wiener 
SperrzeitenV herabgesetzt, blei-
ben natürlich solche Einschrän-
kungen aufrecht.

Ein erteilter Betriebsanlagenbe-
scheid bleibt auch anlässlich ei-
ner Betriebsunterbrechung (z.B. 
vorübergehende Stilllegung, nicht 
aber Auflassung gem. § 83 GewO) 
einer Betriebsanlage max. 5 Jah-
re aufrecht (§ 80 GewO, § 92(4) 
ASchG). Eine innerhalb dieser 
Frist wiedereröffnete Betriebsan-
lage darf jederzeit im selben Um-
fang weiterbetrieben werden.

Ergibt es sich, dass nach Geneh-
migung einer Betriebsanlage und 
trotz ordnungsgemäßem Betrieb 
unter Einhaltung der im Betriebs-
anlagengenehmigungsverfahren 
erteilten Auflagen, Gefährdungen 

bzw. Belästigungen bei Anrainern 
auftreten, ist die Behörde ermäch-
tigt, Verbesserungsmaßnahmen 
gemäß dem Stand der Technik zur 
Abstellung der Übelstände einzu-
fordern (§ 79 GewO).

Neben der Betriebsanlagenge-
nehmigung, welche, wenn in der 
Betriebsanlage Arbeitnehmer 
beschäftigt werden, auch die Ge-
nehmigung nach dem Arbeitneh-
merInnenschutzgesetz beinhaltet 
(Arbeitsstättenbewilligung § 92 
ASchG), können bei Neuerrich-
tung bzw. Änderung eines beste-
henden Betriebes nachfolgende 
weitere Genehmigungen erforder-
lich sein:

	� Baurechtliche Genehmigung: 
für Neubauten sowie alle bauli-
chen Änderungen, Umwidmun-
gen von Kaminen zu Abluftfängen, 
Änderung von Raumwidmungen 
(z.B. Arbeitsraum oder Lager-
raum statt ehem. Wohnfläche)

MA 37 Baupolizei
(Rechtsquelle: Bauordnung für Wien)

Bei Umgestaltungen im Fassa-
denbereich, z.B. durch Einbau 
neuer Türen und Fenster, Portal-
neugestaltung, Installation einer

I ) GRUNDSÄTZLICHES
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GEBÜHRENBEFREIUNG 

Entfall der Bundesgebühren (Bun-
desstempelgebühren und Bundes-
verwaltungsabgaben) in Gewer-
be- und Betriebsanlagenverfahren 
aufgrund der Gewerberechtsnovelle 
2017, Inkrafttreten: 18.7.2017.

NEUGRÜNDUNGSFÖRDERUNGS-
GESETZ 

Liegt eine Neugründung vor, wer-
den keine Stempelgebühren  bzw. 
Bundesverwaltungsabgaben für 
sämtliche mit der Neugründung in 
Zusammenhang stehenden Unter-

lagen (Projektunterlagen Betriebs-
anlagengenehmigungsverfahren, 
Gewerbeanmeldung, Eintrag ins 
Firmenbuch, Gesellschaftssteuer 
bei Gründung von Kapitalgesell-
schaften, polizeiliches Führungs-
zeugnis etc.) von den Behörden 
eingehoben. Das amtliche Formu-
lar, das bei der Wirtschaftskammer 
erhältlich ist, ist bei der jeweili-
gen Behörde gleichzeitig mit den 
Antrags- bzw. Anmeldeformularen 
vorzulegen.
Eine Neugründung liegt vor, wenn 
der zukünftige Betriebsinhaber in 
den letzten 15 Jahren nicht in ver

gleichbarer Art selbständig tätig 
war. Eine Tätigkeit als Arbeitnehmer 
in der gleichen Branche ist nicht 
hinderlich. 

Es gibt 2 Arten von Neugründungen:
	� Betriebsneugründer – es werden 

neue betriebliche Strukturen ge-
schaffen, die vorher an dem Stand-
ort nicht vorhanden waren. 
	� Betriebsübernehmer – unter der 

Voraussetzung, dass der Betrieb 
vom Neugründer mindestens 5 Jah-
re geführt wird.

Keine Neugründung liegt bei einer 
bloßen Rechtsformänderung vor.

II ) GEBÜHRENBEFREIUNG 
- NEUGRÜNDUNGSFÖRDE-
RUNGSGESETZ (NEUFÖG)

Markise etc. ist überdies das Einver-
nehmen mit der MA 19 (Architektur 
und Stadtgestaltung) herzustellen  
(§ 85 BauO für Wien).
Sind im Zuge eines Bauvorhabens 
Baumrodungen erforderlich, ist das 
Wr. Baumschutzgesetz, LGBl. für 
Wien Nr. 27/1974 idgF., zu beachten 
(Ersatzpflanzungen, Ausgleichsab-
gabe).

	� Wasserrechtliche Genehmigung: 
bei Überschreitung der in der Indi-
rekteinleiterverordnung festgeleg-
ten Schwellenwerte der Abwässer 
bzw. bei bestimmten Problembran-
chen

MBA/MA 30
(Rechtsquelle: WasserrechtsG, § 32 In-
direkteinleiterV)

	� Genehmigung nach dem Wiener 
Veranstaltungsstättengesetz: für 
Publikumstanz, Live Musik bei mehr 
als 300 Teilnehmern

MA 36V
(Rechtsquelle: Wr. VeranstaltungsG, Wr. 
VeranstaltungsstättenG)

	� Bewilligung nach dem Ge-
brauchsabgabegesetz: für Schani-
gärten auf öffentlichem Grund, Auf-
stellung von Verkaufsständern, 

Anbringung von Werbeschildern, 
Leuchtschriften, Außenleuchten etc. 
an straßenseitigen Fassaden

MBA/MA 46G
(Rechtsquelle: GebrauchsabgabeG, 
LGBl. Nr. 20/1966)

	� Abfallrechtliche Genehmigung: 
für die Sammlung oder Verwertung 
gefährlicher oder ungefährlicher 
Abfälle

MA 22
(Rechtsquelle: §§ 24a, 25a, 37 AWG 
2002)
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DIE BETRIEBSANLAGENGENEHMI-
GUNG

1. AUSMASS DER BETRIEBS- 
ANLAGE
(Rechtsquelle: § 74(1) GewO)

Alle Gebäude, Räume, Freiflächen, 
betriebliche Einrichtungen und An-
lagen, die eine betriebliche Einheit 
darstellen und regelmäßig der Ge-
werbeausübung dienen, bilden in ih-
rer Gesamtheit die Betriebsanlage.

2. GEHNEMIGUNGSPFLICHTIGE 
BETRIEBSANLAGEN
(Rechtsquelle: § 74(2) 1 bis 5 GewO) 

Eine Genehmigungspflicht liegt vor, 
wenn aus dem üblichen Betriebs-
geschehen auch nur eine der an-
geführten Auswirkungen auftreten 
kann:

	� Belästigung der Nachbarn durch 
Lärm, Geruch, Staub, Erschütte-
rungen, etc.

	� Gefahren für den Betriebsinhaber, .
für Kunden, Gäste und Nachbarn
	� Gefahren für das Eigentum oder 

andere dingliche Rechte (z.B. Ser- 
vitute) der Nachbarn
	� nachteilige Einwirkungen auf Ge- 

wässer (Grundwasser)
	� Beeinträchtigungen des öffentli- 

chen Verkehrs (durch betriebs- 
kausales Verkehrsaufkommen)
	� Störungen der Religionsaus-  

übung, des Schulunterrichtes  
oder einer Kur- oder Kranken- 
anstalt.

PROJEKTSPRECHTAGE BETRIEBS-
ANLAGENGENEHMIGUNG

Wie sich aus der Praxis zeigt, ga-
rantiert ein professionell erstelltes 
und in den wesentlichen Belangen 
bereits mit den maßgeblichen Be-
hörden abgestimmtes Einreichpro-
jekt, eine rasche und problemlose 
Umsetzung im Genehmigungsver-
fahren. 
Die bei den Betriebsanlagenzentren  
(Kontaktdaten siehe S 22) eingerich-
teten Projektsprechtage ermögli-
chen die Erörterung sämtlicher mit 
der Betriebsanlagengenehmigung 
in Zusammenhang stehender Fra-

gen und Probleme mit den für den 
Betriebsstandort zuständigen Sach-
verständigen der Gewerbebehörde 
(MA 36), des Arbeitsinspektorates 
(AI), des im Betriebsanlagenzen-
trum zuständigen Juristen sowie 
einem Berater der Wirtschaftskam-
mer Wien.

Die Vorlage möglichst umfangrei-
cher Projektunterlagen (Grundriss-
pläne, Maschinenbeschreibungen, 
Emissionsdaten hinsichtlich Lärm, 
Gerüche etc.) erweist sich – um im 
Gespräch bereits verbindliche Aus-
sagen zu erhalten – als überaus hilf-
reich. Der Projektsprechtag wird in 

den Betriebsanlagenzentren jeweils 
an einem Donnerstag in der Zeit von 
08.00 bis 13.00 Uhr idR. nach telefo-
nischer Voranmeldung, gemäß der 
nachstehenden Terminaufstellung 
abgehalten:

Fällt der Donnerstag auf einen Fei-
ertag, so findet der Projektsprechtag 
am Mittwoch davor von 8 bis 13 Uhr 
statt.

Termin                                            Bezirke

1. Donnerstag im Monat 1, 8, 10, 12, 21

2. Donnerstag im Monat 3, 11, 13, 14, 22

3. Donnerstag im Monat 2, 4, 5, 9, 15, 18, 19

4. Donnerstag im Monat 6, 7, 16, 17, 20, 23

III ) PROJEKTSPRECHTAGE

IV ) DIE BETRIEBSANLAGEN-
GENEHMIGUNG
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3. NICHT GENEHMIGUNGS-
PFLICHTIGE BETRIEBSANLAGEN
(Rechtsquelle: §§ 74 (7), 358 (1) GewO; 
2. Genehmigungsfreistellungs-Verord-
nung, BGBl II 80/2015 idF BGBl II Nr. 
172/2018)

Nur Betriebsanlagen, von denen 
im Zuge ihrer gewerblichen Tätig-
keit und den im Rahmen dieser be-
triebenen Geräte, Maschinen oder 
Anlagen keine Gefahren oder Be-
lästigungen ausgehen können, sind 
nicht genehmigungspflichtig. 

3.1 Genehmigungsfreistellungs-
Verordnung 

Gemäß 2. Genehmigungsfreistel-
lungs-Verordnung (BGBl II 80/2015 
idF BGBl II Nr. 172/2018) ist für fol-
gende Arten von Betriebsanlagen 
jedenfalls keine Genehmigung  er-
forderlich:

	� Einzelhandelsbetriebe mit ei-
ner Betriebsfläche bis 600 m² (auch 
Blumenhandel/Floristik, Foto/Optik, 
Drogerien/Parfümerien), 

	� Bürobetriebe

	� Lager in geschlossenen Ge-
bäuden für Waren und Betriebs-
mittel mit einer Betriebsfläche bis 
600 m²
 

	� Kosmetik-, Fußpflege-, Frisör-, 
Massage- und Bandagistenbetrie-
be (auch Nagelstudios, Tattoo- und 
Piercingstudios)

	� Änderungsschneidereien, Schn- 
eidereien mit haushaltsähnlichen 
Nähmaschinen 

	� Schuhservicebetriebe 

	� Fotografenbetriebe 

	� Dentalstudios und gewerbli-
che zahntechnische Labors, so-
fern ohne Schmelzofen oder mit 
Schmelzofen mit Kaminanschluss 

	� Beherbergungsbetriebe unter 
folgenden Voraussetzungen:
	� maximal 30 Gästebetten
	� ausschließlich in Gebäuden, die 

entweder nur der Beherbergung 
oder zusätzlich zur Beherbergung 
keinen anderen Zwecken als den 
privaten Wohnzwecken des Be-
triebsanlageninhabers oder aus- 
schließlich anderen gewerblichen 
Zwecken dienen
	� keine Schwimmbäder, Whirl-

pools, Saunaanlagen,Warmluft- und 
Dampfbäder in der Betriebsanlage 
	� nur Verabreichung von Frühstück 

oder kleiner Imbiss

	� Eissalons  

	� Übernahmestellen für Textilrei-
niger und Wäschebügler 

	� Betriebsanlagen zur elek-
tronischen Datenverarbeitung 
(Rechenzentren) ohne Feue-
rungsanlagen und in denen Verbren-
nungsmotoren nur zur Notstrom-
versorgung bereitgehalten werden 

	� Betriebsanlagen innerhalb 
von bewilligten Eisenbahnan-
lagen (Bahnhöfen), Flugplät-
zen, Häfen, Krankenanstalten 

	� Betriebsanlagen bis maximal 
400 m², die innerhalb einer rechts-
kräftig genehmigten Gesamtanlage 
liegen (zB Generalgenehmigung von 
Einkaufszentrum)

Weitere Voraussetzungen für die 
Genehmigungsfreiheit:

	� Betriebszeiten an Werktagen 
von Montag bis Freitag zwischen 6 
und 22 Uhr, Lieferverkehr zwischen 
6 und 19 Uhr

	� Betriebszeiten an Werktagen 
am Samstag zwischen 6 und 19 Uhr, 
Lieferverkehr zwischen 6 und 18 Uhr 
 
Achtung: Diese Betriebszeiten-
beschränkung gilt nicht für die 
Beherbergungsbetriebe, Eissa-
lons, Übernahmestellen für Tex-

tilreiniger und Wäschebügler! 
 
Achtung: Diese Betriebszeiten- und 
Lieferverkehrsbeschränkungen gel-
ten nicht für die Rechenzentren so-
wie Betriebsanlagen innerhalb von 
bewilligten Eisenbahnanlagen, Flug-
plätzen, Häfen, Krankenanstalten 
 
Achtung: Bei Betriebsanlagen bis 
400 m² innerhalb einer genehmig-
ten Gesamtanlage sind die Betriebs- 
und Lieferzeitenregelungen laut 
Generalgenehmigungsbescheid 
einzuhalten. 

	� Keine außerhalb der Gebäude-
hülle liegenden mechanischen An-
lagenteile zur Be- oder Entlüftung 
oder zur Wärmeübertragung

	� keine Lagerungen, für die nach 
anderen Rechtsvorschriften bei Über-
schreiten bestimmter Lagermengen 
spezielle Formen der Aufbewah-
rung (ortsfeste Lagerbehälter, La-
gerräume oder Sicherheitsschrän-
ke) vorgeschrieben sind (siehe 
Bagatellgrenzen in der Verordnung 
brennbarer Flüssigkeiten, Druckgas-
packungslagerungs-VO, Flüssiggas-
VO, Pyrotechnik-Lagerverordnung 
bzw. Gift-VO ohne Bagatellmengen) 

	� keine Lager von gefährlichen 
Stoffen und Gemischen mit Kenn-
zeichnungspflicht, ohne dass in ande-
ren Rechtsvorschriften  Lagermengen 
oder spezielle Aufbewahrungsformen  
dafür festgelegt sind (siehe CLP-Ver-
ordnung, z.B. Waschmittellager)

	� keine Lagerungen im Rahmen 
von IPPC-Anlagen oder Seveso-An-
lagen 

	� Im Falle von Musikdarbietung 
nur Hintergrundmusik

Liegen die Voraussetzungen für die 
Genehmigungsfreiheit einer Be-
triebsanlage gemäß Genehmigungs-
freistellungs-Verordnung  vor, so blie-
be Nachbarn im Beschwerdefall nur 
der Zivilrechtsweg.
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4. PROJEKTUNTERLAGEN FÜR DAS 
BETRIEBSANLAGENGENEHMI-
GUNGSVERFAHREN
(Rechtsquelle: § 353 GewO)

Für das Einreichprojekt ist keine be-
stimmte äußere Form, jedoch der 
genaue Umfang und Inhalt der Pro-
jektunterlagen festgelegt. Die vor-
zulegenden Planunterlagen dürfen 
auch selbst angefertigt werden und 
bedürfen im Gegensatz zum Bau-
verfahren nicht der Nennung und 
Unterschrift der Bauausführenden 
und des Grundeigentümers. 
 

4.1 Antrag auf Genehmigung (Än-
derung) der Betriebsanlage (1-
fach)
 
Der Antrag ist an das Betriebsan-
lagenzentrum jenes Bezirkes, in 
dem die Betriebsanlage errichtet 
werden soll, zu richten. Aus dem 
Inhalt des Antragsschreibens muss 
das ausdrückliche Ansuchen um Er-
richtung und Genehmigung mit den 
wesentlichen Parametern der pro-
jektierten Betriebsanlage - Art der 
beabsichtigten gewerblichen Tätig-
keit, Anzahl der Arbeitnehmer/keine 
Arbeitnehmer, beabsichtigte Öff-

nungs- und  Betriebszeiten, Grund-
fläche der gesamten Betriebsanla-
ge, elektrische Anschlussleistung 
aller Maschinen und Geräte hervor-
gehen.

Diese Angaben dienen der Behörde 
u.a. zur Abschätzung, ob ein „or-
dentliches“ oder ein „vereinfach-
tes“ Verfahren gem. § 359b GewO 
durchzuführen ist.

Der Antrag muss weiters den Stand-
ort des Betriebes, Namen und An-
schrift des Betriebsinhabers sowie 
dessen persönliche Unterschrift 

3.2. Genehmigungsfreie Betriebs-
anlagen im Einzelfall

Darüber hinaus können im Einzel-
fall auch andere gewerbliche Be-
triebsanlagen genehmigungsfrei 
sein, sofern von diesen kein Gefähr-
dungs- oder Belästigungspotenzial 
ausgeht. Das entscheidet die zu-
ständige Betriebsanlagenbehörde 
im jeweiligen Einzelfall.

Unbürokratisch lässt sich ein Ge-
nehmigungserfordernis idR bei den 
Projektsprechtagen der Betriebsan-
lagenzentren abklären (telefonische 

Voranmeldung erforderlich!). Dabei 
wird das Ergebnis in einem schrift-
lichen Protokoll festgehalten.

Das Gesetz sieht grundsätzlich auch 
die Möglichkeit eines Feststellungs-
verfahrens vor – d.h. das zuständi-
ge Betriebsanlagenzentrum würde 
auf Antrag des Betreibers mittels 
Feststellungsbescheides entschei-
den, ob ein Betriebsanlagengeneh-
migungsverfahren durchzuführen 
ist oder nicht. Ein solches Feststel-
lungsverfahren ist aufwändiger und 
wird in der Praxis wohl nur im Aus-
nahmefall zum Tragen kommen. 

Werden in einer nicht genehmi-
gungspflichtigen Betriebsanlage 
Arbeitnehmer beschäftigt, müs-
sen dennoch die einschlägigen Ar-
beitnehmerschutzbestimmungen 
(insbesondere ArbeitnehmerInnen-
schutzgesetz, Arbeitsstättenverord-
nung) eingehalten werden. Eine ge-
sonderte Arbeitsstättenbewilligung 
ist jedoch in der Regel nicht erfor-
derlich (§§ 92, 93, 94 ASchG). 

PROJEKTUNTERLAGEN
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oder die seines Vertreters, der sich 
durch eine beigelegte Vollmacht 
auszuweisen hat, aufweisen. Bei 
natürlichen Personen (Einzelunter-
nehmer) ist der Vor- und der Famili-
enname anzugeben. Bei juristischen 
Personen (GmbH. und AG) sowie bei 
Personengesellschaften (OG, KG) 
sind der Firmenname, die Rechts-
form, der Sitz der Gesellschaft so-
wie der Name und die Anschrift des 
für die Durchführung des Betriebs-
anlagengenehmigungsverfahrens 
Bevollmächtigten anzugeben.

4.2 Betriebsbeschreibung (4-
fach)
 
Die Betriebsbeschreibung muss 
alle wichtigen Informationen zur 
Betriebsanlage enthalten, um die 
Amtssachverständigen in die Lage 
zu versetzen, aus dem Inhalt den 
Betriebsumfang, das Betriebsge-
schehen, mögliche Emissionen usw. 
realistisch abzuschätzen.
Insbesondere ist darzulegen: 
 

	� Arbeits- bzw. Produktionsverfah-
ren

	� Auflistung der Betriebsräumlich-
keiten/Freiflächen und deren Nut-
zung

	� Gewünschte Öffnungs-/Betriebs- 
zeiten

	� Anzahl der Arbeitnehmer/keine 
Arbeitnehmer

	� Art der Belüftung (natürlich/me-
chanisch)

	� Art der Beheizung (Gas, Öl, Fern-
wärme, etc. über Radiatoren, Fuß-
bodenheizung, etc.)

	� Nachweis der ausreichenden na-
türlichen Belichtung und Durchsicht 
ins Freie von Arbeitsräumen

	� verwendete Arbeitsstoffe, Che-
mikalien, etc. und Lagerung der-
selben (Sicherheitsdatenblätter) 

	� Brandabschnittsbildung innerhalb 
der Betriebsanlage sowie zu be-
nachbarten nicht zur Betriebsanla-
ge gehörenden Teilen des Objektes

	� Verkehrswege, Fluchtwege, Not-
ausgänge

4.3 Lageplan (4-fach)
 
Dieser muss das Grundstück, auf 
welchem die Betriebsanlage errich-
tet bzw. eingerichtet wird, sowie die 
umliegenden Nachbargrundstücke 
und angrenzenden Straßenzüge zei-
gen (www.wien.gv.at/stadtplan). Die 
Betriebsanlage ist durch rote Um-
randung hervorzuheben.

4.4 Grundrissplan Maßstab 
1:100 (4-fach)

Dieser muss neben den Hauptma-
ßen die Bezeichnung der einzelnen 
Räume (z.B. Werkstätte, Gastraum, 
Arbeitnehmer-WC, Lager, usw.), 
deren Grundfläche, die Raumhö-
he und die Art der vorgesehenen 
Fußbodenoberfläche (z.B. Fliesen, 
Parkett, Linoleum, etc.), ausweisen. 
Die Aufschlagrichtung aller Türen 
sowie die Anordnung der ortsge-
bundenen Maschinen und Geräte ist 
unter Beibehaltung der Nummerie-
rung aus der Geräteliste (siehe 4.7) 
einzuzeichnen, die lichte Höhe und 
Breite der Türen und Fenster ist zu 
bemaßen.

Erstreckt sich eine Betriebsanla-
ge über mehrere Geschosse, ist für 
die Betriebsräumlichkeiten jedes 
Geschosses (z.B. Lagerraum und 
Heizraum im Keller, Werkstätte und 
Büro im Erdgeschoß) ein Grundriss-
plan zu erstellen. 
Die Betriebsanlage muss zu angren-
zenden, nicht zum Betrieb gehören-
den Räumlichkeiten (z.B. Hausgang, 
benachbarte Betriebsanlagen, Woh-
nungen, etc.) aber auch zu internen 
Stiegenhäusern (wenn mehr als 
zwei Geschosse verbunden werden) 
und zu besonders brandgefährdeten 
Räumen einen Brandabschnitt bil-
den. Türen und Fenster in Brandab-
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schnitten sind gemäß der erforderli-
chen Brandschutzklasse (EI30, EI60, 
EI90) auszuführen und zu bezeich-
nen. Ist für die sichere Benutzung 
des ausgewiesenen Fluchtweges 
(siehe 5.3.3) eine Notbeleuchtung 
erforderlich, ist auch die Position 
der einzelnen Notleuchten einzu-
zeichnen.

Sind gewisse bauliche Gegeben-
heiten oder Betriebseinrichtungen, 
wie z.B. Treppenanlagen, Bedie-
nungsplattformen, eingezogene 
Zwischengeschosse, Aufzüge, etc. 
alleine aus der Darstellung im 
Grundrissplan nicht nachvollzieh-
bar, sind zusätzliche Schnittdarstel-
lungen erforderlich.

4.5 Lüftungsplan (4fach)
 
Ist die Installation einer mechani-
schen Be- und Entlüftungsanlage 
(siehe 5.2.4) erforderlich bzw. frei-
willig vorgesehen, ist ein Lüftungs-
plan (auf Basis des Grundrisspla-
nes 4.5) zu erstellen, aus welchem 
die Ansaugstelle (Frischluftzufuhr), 
die komplette Lüftungsverrohrung, 
die Ausblasstelle sowie die Positi-
onierung der Lüftungsaggregate, 
Schalldämpfer, Luftfilter, etc. er-
sichtlich sein muss. Zur Verdeutli-
chung der Situation bei umfangrei-
chen Lüftungsanlagen, jedenfalls 
aber bei Abluftführungen über 
Dach, sind Schnittdarstellungen er-
forderlich. Die einzelnen Abschnitte 
der Verrohrung sind je nach Art der 
Luftführung färbig anzulegen.
Frischluft (Ansaugstelle bis Luftvor-
wärmung): grün

Zuluft (kompl. Zuluftverrohrung 
nach Luftvorwärmung): violett
Abluft (kompl. Abluftverrohrung bis 
über Dach): gelb

4.6 Maschinen- und Geräteliste, 
technische Beschreibung (4-
fach)
 
Alle ortsfesten, aber auch ortsver-
änderlichen Geräte und Maschinen 
(ausgenommen „heimwerker- bzw. 
haushaltsähnliche Geräte“) sind un-
ter Angabe von Typenbezeichnung, 
Leistung, elektr. Anschlusswert, 
Lärmpegel und weiterer Parameter 
(z.B. Art und Menge des Kühlmittels 
bei Kälteanlagen, Hubzahl bei Pres-
sen und Stanzen, Fassungsvermö-
gen bei Spänebunkern oder Tank-
behältern, etc.) mit fortlaufenden 
Nummern versehen aufzulisten. Die 
dem jeweiligen Gerät zugeordnete 
laufende Nummer muss im Grund-
rissplan (siehe 4.5) den Aufstel-
lungsort des Gerätes markieren.

4.7 Emissionserklärung (4-fach)
 
Die Emissionserklärung hat Anga-
ben über Lärm-, Geruchs-, Abgas-, 
Staub-, Abwasser- sowie weiterer 
Schadstoffemissionen aus der Be-
triebsanlage (hervorgerufen durch 
den Einsatz von Arbeitsstoffen, Ma-
schinen und Geräten, Transportge-
schehen, Gästelärm, Musikanlagen, 
etc.) zu enthalten. Die Emissionser-
klärung muss nicht als separates 
Papier, sondern kann als ein ge-
sondertes Kapitel der Betriebsbe-
schreibung erstellt werden.

Von den emissionsverursachenden 
Quellen, wie etwa Produktions-
schritte mit gefährlichen Arbeits-
stoffen, Werks- und Lieferverkehr, 
installierte Geräte und Maschinen 
sind Art (Produktionsverfahren, Lüf-
tungsanlage, Lackieranlage, Mu-
sikanlage, Ladetätigkeit, etc.) sowie 
Menge und Intensität und die vom 
Betreiber bereits vorgesehenen 
Schutzmaßnahmen (Lüftungsanla-
ge/Schalldämpfer, Lackieranlage/
Nachverbrennung, Musikanlage/
Plombierung, Lieferverkehr/ einge-
schränkter Zeitraum der Ladetätig-
keit, etc.) zu beschreiben.

4.8 Abfallwirtschaftskonzept (4-
fach)
 
Das Abfallwirtschaftskonzept ist 
eine Auflistung aller im Betrieb an-
fallenden Abfälle bzw. Altstoffe, ge-
gliedert nach Abfallart (einschließ-
lich Schlüsselnummer), unter 
Angabe der Jahresmenge, Herkunft 
und Art der Entsorgung. Die geplan-
ten betrieblichen Vorkehrungen zur 
Abfallvermeidung, -verwertung und 
-entsorgung sind anzuführen.
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5. GESTALTUNG VON ARBEITS-
STÄTTEN

Werden in einer Betriebsanlage Ar-
beitnehmer an ständigen Arbeits-
plätzen (mehr als 2 Stunden täglich 
frequentiert) beschäftigt, sind die 
vom Arbeitsinspektorat wahrzuneh-
menden und in der Folge vereinfacht 
zusammengefassten Bestimmun-
gen aus Arbeitnehmerschutzgesetz 
(ASchG) und Arbeitsstättenverord-
nung (AStV) umzusetzen. 

5.1 Arbeitsstätten
(Rechtsquelle § 19 ASchG, § 1 AStV)
 
Arbeitsstätten in Gebäuden umfas-
sen alle baulichen Anlagen, welche 
ArbeitnehmerInnen im Rahmen ih-
rer Tätigkeit benutzen, wie z.B. Ar-
beitsräume, Gänge, Stiegenhäuser, 
Lager und Sanitärräume.

5.2 Arbeitsräume
(Rechtsquelle § 22 ASchG)
Arbeitsräume sind all jene Räume, 
in denen sich ArbeitnehmerInnen 
der Zweckbestimmung des Rau-

mes entsprechend im regulären Be-
triebsablauf aufhalten (z.B. Büros, 
Produktionshallen, Lager, Werks-
küchen, Archive, etc.).

Geschieht das über einen Zeitraum 
vom mehr als 2 Stunden täglich, 
liegt in einem solchen Arbeitsraum 
ein ständiger Arbeitsplatz vor und 
müssen die Punkte 5.2.1 bis 5.4 
erfüllt werden. Keine Arbeitsräu-
me sind z.B. Sanitärräume, Auf-
enthaltsräume, Triebwerksräume, 
Klimazentralen, Führer- und Bedie-
nungsstände, u.ä.

4.9 Weitere Unterlagen (4-fach)

Im Einzelfall, z.B. bei komplexen Pro-
duktionsverfahren, umfangreichen 
Maschinenanlagen, nachgeschalte-
ten Abwasserreinigungs- oder Luft-
filteranlagen ist die Vorlage detail-
lierter Informationen zu einzelnen 
Maschinen aus der Geräteliste bzw. 
bei der Verwendung gesundheits- 
oder grundwassergefährdender so-
wie anderer bedenklicher Stoffe und 
Chemikalien die Vorlage von Sicher-
heitsdatenblättern erforderlich. 

Bei lärmendem Arbeits- bzw. Be-
triebsgeschehen (Werkstätten, 
Gastronomie) ist in der Regel ein 
Schallmessbericht (Dn,T,W-Wert der 
Geschoßdecke, Trittschallpegel, 

vorherrschender Umgebungsge-
räuschpegel) vorzulegen, der jedoch 
auch zur vorteilhaften Entlastung 
des Antragstellers (Abwendung von 
zusätzlichen Auflagen, ausgedehn-
tere Betriebszeiten) beitragen kann.

4.10 Mitteilung einer Abwasser-
einleitung
(Rechtsquelle: IndirekteinleiterV, § 32 
WRG)
 
Werden betriebliche Abwässer, wel-
che in ihrer Beschaffenheit von häus-
lichen Abwässern abweichen, in das 
Kanalisationssystem eingeleitet, ist 
der amtliche Vordruck „Mitteilung 
einer Abwassereinleitung“ an Wien 
Kanal (WKN) zu übermitteln. Even-
tuell erforderliche Abwasserreini-

gungsmaßnahmen (Ölabscheider, 
Fettabscheider, Emulsionsspaltan-
lagen, etc.) werden im gewerbebe-
hördlichen Genehmigungsverfahren 
mitbehandelt. Bei Überschreitung 
der in der Indirekteinleiterverord-
nung angeführten Schwellenwerte 
sowie bei bestimmten ebenda an-
geführten Problembranchen ist eine 
wasserrechtliche Bewilligung er-
forderlich.

ARBEITSSTÄTTEN
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5.2.1 Lichte Höhe in Arbeitsräu-
men 
(Rechtsquelle § 22 ASchG, § 23 AStV)

Weist ein Arbeitsraum durch z.B. 
teilweise abgesetzte Decken, De-
ckengewölbe, Unterzüge, etc. unter-
schiedliche Raumhöhen auf, wird 
zur Beurteilung die durchschnittli-
che Raumhöhe herangezogen. Eine 
zu geringe Raumhöhe kann in Ab-
sprache mit dem Arbeitsinspektorat 
z.B. durch erhöhte Luftwechselzahl 
oder Herabsetzung der max. Tages-
arbeitszeit je Arbeitnehmer auf 2 
Stunden kompensiert werden.

5.2.2 Natürliche Belichtung von 
Arbeitsräumen 
(Rechtsquelle § 26 ASchG, § 25 (1) bis (4) 
AStV)

Arbeitsräume müssen eine über 
ihren Grundriss möglichst gleich-
mäßig verteilte Tageslichtzufuhr 
durch Belichtungsöffnungen auf-
weisen. Belichtungsöffnungen sind 
Fenster, verglaste Türen, Glasbau-
steinflächen, Lichtkuppeln oder 
Glasdächer, die im Ausmaß von 10% 
der Grundfläche des jeweiligen 
Arbeitsraumes/-bereiches direkt 
ins Freie (Außenwand, Dachfläche) 
ausmündend vorhanden sein müs-
sen.

Ausnahmen:
	�Wenn die betriebliche Tätigkeit 

kein Tageslicht zulässt (z.B. Fotola-
bor/Dunkelkammer)

	�Wenn minderbelichtete Arbeits-
räume erst ab 18.00 Uhr oder max. 2 
Stunden täglich genutzt werden

	� In Untergeschossen befindliche 
Arbeitsräume, wenn es sich um 
Tiefgaragen, kulturelle Einrichtun-
gen, Verkaufsstellen in dicht ver-
bauten Ortskernen oder Gastgewer-
bebetriebe (Kellerlokale) handelt.

	� In Bahnhöfen, Flughäfen, Passa-
gen und Einkaufszentren befindli-
che Arbeitsräume.

Sind in teilweise nicht oder zu gering 
natürlich belichteten Betriebsanla-
gen ausreichend natürlich belich-
tete Bereiche vorhanden, müssen 
ortsgebundene Arbeitsplätze (z.B. 
Küche, Verkauf, Büro) vorrangig 
dort eingerichtet werden.

durchschn. Min-
desthöhe

Bodenfläche des Arbeits-
raumes/-bereiches

Arbeitsbedingungen

3,0 m größenunabhängig keine Einschränkung der Ar-
beitsbedingungen

2,8 m bis max. 500 m² nur geringe körperliche Be-
lastung (Büroarbeit, Verkauf, 
etc.)

2,5 m bis max. 100 m² keine erschwerenden Ar-
beitsbedingungen (wie z.B. 
körperliche Schwerarbeit, 
Belastung durch hohe Raum-
temperatur, Rauch, Geruch, 
Lärm, etc.)
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5.2.3 Sichtverbindung mit dem 
Freien
(Rechtsquelle § 22 ASchG, § 25 (5) bis (7) 
AStV)

Arbeitsräume müssen über klar-
sichtverglaste Flächen eine Sicht-
verbindung mit dem Freien aufwei-
sen.

	� Mindestsichtfläche 5% der 
Bodenfläche des jeweiligen 
Arbeitsraumes/-bereiches in einer 
senkrechten Wandfläche

	� direkt ins Freie führend

Glasbausteine, Mattglasscheiben, 
mit Werbeträgern verstellte oder 
verklebte Glasflächen sowie ver-
glaste Dachflächen und Lichtkup-
peln gelten nicht als Sichtverbin-
dung und dürfen in die Berechnung 
nicht einbezogen werden.

5.2.4 Lüftung von Arbeitsräu-
men
(Rechtsquelle § 22 ASchG, §§ 13, 26 und 
27 AStV)

In Arbeitsräumen muss die mög-
lichst gleichmäßige und zugfreie 
Zufuhr von Frischluft und die Abfuhr 
der verbrauchten Raumluft gewähr-
leistet sein.

Natürliche Lüftung durch Fenster, 
Oberlichten oder andere Wandöff-
nungen:

	�Wirksamer Lüftungsquerschnitt 
mind. 2 % der Bodenfläche des Ar-
beitsraumes

	� Querlüftung (mind. zwei gegen-
überliegende Lüftungsöffnungen) 
bei Raumtiefen von mehr als 10 m

	� Türen gelten nur dann als Lüf-
tungsöffnungen, wenn sie direkt ins 
Freie führen und bei Bedarf wirk-
sam offengehalten werden können 
(z.B. durch Feststellvorrichtung)

Mechanische Be- und Ent- 
lüftung:
 
Eine mechanische Be- und Entlüf-
tung ist erforderlich, wenn:

	� die natürliche Lüftung eines Ar-
beitsraumes über die vorhandenen 
Lüftungsöffnungen nicht im gesetz-
lichen Umfang gewährleistet ist

	� durch die natürliche Lüftungstä-
tigkeit (Offenhalten von Lüftungs-
öffnungen, wie z.B. Fenstern) eine 
Lärm- oder Geruchsbelästigung 
der Anrainer zu erwarten ist (z.B. 
Gästelärm oder Speisengeruch aus 
Gastronomiebetrieben, lärmende 
Produktionstätigkeit aus Werkstät-
ten etc.)

Stand der Technik ist es, die Abluft 
mittels Blechrohrleitungen über 
Dach abzuführen. Ist dies aus tech-
nischen oder vertraglichen Gründen 
(z.B. Nichtzustimmung der Hausin-
habung) nicht möglich, besteht auch 
die Möglichkeit, die geruchs- bzw. 
staubbeladene Abluft über Aktiv-
kohle- bzw. Staubfilter in Decken-
höhe straßenseitig auszublasen. Die 
Frischluftzufuhr sollte möglichst 
hoch über Bodenniveau (mind. 2,5 
bis 3 m) und nicht aus zu kleinen 
(Licht-)höfen und verkehrsbelaste-

©
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ten Straßenbereichen erfolgen, um 
eine möglichst gute Luftqualität ge-
währleisten zu können.
Von größter Bedeutung ist ein gerin-
ger Lärmpegel an der Ansaug- und 
Ausblasstelle (hervorgerufen durch 
Ventilator- und Strömungsgeräu-
sche), welcher je nach Örtlichkeit 
und Einflussnahme auf die nächstlie-
genden Anrainer (ruhiges Wohnge-
biet, verkehrsbelastete Durchzugs-
straße, Entfernung zum Anrainer) 
nicht mehr als 30 bis 40 dB(A),  
gemessen in 1 m Entfernung von 
der Luftein- bzw. –austrittsöffnung 
betragen sollte.

5.3 Verkehrswege, Fluchtwege, 
Notausgänge
(Rechtsquelle § 21 ASchG, §§ 2, 3, 4, 17, 
18, 19, 20, 21 und 22 AStV)

5.3.1 Verkehrswege (§§ 2,4 
AStV)

sind alle Wege in einer Arbeitsstät-
te, die während des regulären Be-
triebsablaufes oder zum Verlassen 
der Arbeitsstätte von Arbeitneh-
mern begangen oder befahren wer-
den müssen.

erforderliche Frischluftmenge pro an-
wesender Person in Arbeitsräumen

Arbeitsbedingungen

35 m³/h geringe körperliche Belastung

50 m³/h x) normale körperliche Belastung

70 m³/h hohe körperliche Belastung

ein Drittel zusätzlich erschwerende Arbeitsbedingungen
(z.B. Wärme, Rauch, Dampf)

x) Für Wien wurde gemeinsam mit den Arbeitsinspektoraten 50 m³/h als ein-
heitlicher Wert für Gastronomielokale (3 m Mindestraumhöhe), in denen ge-
raucht werden darf, festgelegt. Die Luftmengen für Nichtraucher-Lokale (ver-
minderter Luftwechsel) und Lokale mit Publikumstanz (erhöhter Luftwechsel) 
sind im Detail abzuklären.

Art des Verkehrsweges/
Ausgestaltung

Mindestmaße

Verkehrswege ohne Fahrzeugverkehr
Verkehrswege mit Fahrzeugverkehr

lichte Durchgangsweite 1,0 m
max. Fahrzeugbreite plus 0,5 m auf jeder 
Seite

Durchgänge zwischen Lagerungen, Ma-
schinen u.a. Betriebseinrichtungen

lichte Durchgangsweite 0,6 m

Verkehrsweghöhe (Raum- bzw. Tür-
stockhöhe)

lichte Höhe mind.2,0 m

Rampen mit Fußgängerverkehr Neigung max. 1 : 10

geradarmige Treppen Stufenhöhe max. 18 cm
Stufenauftrittsbreite mind. 26 cm

Stiegenabsatz (Plattform) nach höchs-
tens 20 Stufen erforderlich

mind. 1,20 m Länge x Stiegebreite

Handlauf bei mehr als 4 Stufen 
erforderlich 
auf nur einer Seite
auf beiden Seiten

bei Stiegenbreite bis 1,20 m
bei Stiegenbreite über 1,20 m

Bedienungsstiegen und -stege, 
Fahrtreppen

lichte Weite 0,6 m

Gewendelte Treppen sind als Verkehrswege zulässig, wenn keine schweren oder 
sperrigen Lasten im Zuge betrieblicher Arbeitsvorgänge beidhändig transportiert 
werden müssen und eine Stufenauftrittsbreite von mind. 13 cm (innen) und max. 40 
cm (außen) eingehalten wird.
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5.3.2 Ausgänge (§ 3 AStV)

sind alle Türen, Tore, Durchgänge 
oder Durchfahrten im Verlauf und 
am Ende von Verkehrswegen.

5.3.3 Fluchtwege (§ 17, 18, 19
AStV)

sind jene Verkehrswege, die zum 
sicheren Verlassen der Arbeitsstät-
te im Gefahrenfall benutzt werden 
müssen.

Mindestbreite von Fluchtwegen
Maßgeblich für die Mindestbreite 
(lichte Weite) von Fluchtwegen ist 
jene Anzahl von Personen (sowohl 
Arbeitnehmer als auch Gäste bzw. 
Kunden), welche im Gefahrenfall auf 
diesen Fluchtweg angewiesen sind.

1 bis 20 Personen | 1,0 m
21 bis 120 Personen | 1,2 m
für je weitere 10 Personen | 0,1 m 
zusätzlich

Anforderungen an Fluchtwege 
(§ 19 AStV), siehe auch Anhang 
1 und 2

	� Böden, Wände und Decken schwer 
brennbar und schwach qualmend

	� jederzeit ungehindert benützbar 
während der festgesetzten Be-
triebszeiten

	� nicht verstellt oder eingeengt 
durch Lagerungen, Einrichtungsge-
genstände, etc.

	� nicht von instabilen, leicht um-
stoßbaren Gegenständen begrenzt 
(z.B. freistehende Regale, Möbel)

	� Betriebsanlagen sind so zu ge-
stalten, dass von jedem Punkt der 
Betriebsanlage nach höchstens 
10 m ein Fluchtweg erreicht werden 
muss.

	� Gewendelte Treppen sind im Ver-
lauf eines Fluchtweges für max. 60 
Personen zugelassen, wenn eine 
Mindestbreite von 1 m und eine Stu-
fenauftrittsbreite (innen) von mind. 
13 cm eingehalten wird. Sind über 
60 Personen im Gefahrenfall auf 
eine gewendelte Treppe als Flucht-
weg angewiesen, muss neben der 
der Personanzahl entsprechenden 
Mindestbreite die Stufenauftritts-
breite (innen) mind. 20 cm betragen.

5.3.4 Notausgänge (§ 20 AStV) 

sind alle Aus-/Eingänge im Verlauf 
und am Ende von Fluchtwegen.

Mindestbreite (lichte Weite) von 
Notausgängen (§ 18 AStV)
bis zu 40 Personen | 0,8 m
bis zu 80 Personen | 0,9 m
bis zu 120 Personen | 1,0 m
für je weitere 10 Personen | 0,1 m 
zusätzlich

Sind auf einen Notausgang mehr als 
15 Personen angewiesen, müssen 
die Türflügel in Fluchtrichtung auf-
schlagen. Aufschlagende Türflügel 
dürfen andere (kreuzende) Flucht-
wege nicht einengen bzw. nicht über 
die Baufluchtlinie von Gebäudefas-

saden hinausragen.
Automatische Türen (Schiebetüren) 
müssen den Anforderungen der 
deutschen „Richtlinie über automa-
tische Schiebetüren in Rettungswe-
gen (AutSchR)“ entsprechen.

Drehtüren sind als Notausgänge 
unzulässig.

5.4 Sicherheitsbeleuchtung
(Rechtsquelle § 20 ASchG, § 9 AStV)

Eine bei Ausfall der Beleuchtung 
selbsttätig wirksam werdende Si-
cherheitsbeleuchtung (mit unab-
hängiger Energieversorgung) ist 
erforderlich, wenn während der be-
scheidmäßig festgelegten Arbeits- 
bzw. Öffnungszeiten einer Betriebs-
anlage

	� Arbeitsräume, Fluchtwege und 
Bereiche, die eine besondere Gefahr 
darstellen, nicht oder nur unzurei-
chend natürlich belichtet sind

	� aufgrund von Arbeits- bzw. Öff-
nungszeiten während der Abend- 
und Nachtstunden keine natürliche 
Belichtung mehr gegeben ist
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5.5 Arbeitnehmertoiletten
(Rechtsquelle § 27 ASchG, § 33 AStV)

Für ArbeitnehmerInnen sind eigene 
Toiletten einzurichten, welche von 
betriebsfremden Personen (Kun-
den, Gästen) nicht benutzt werden 
dürfen und folgende Anforderungen 
erfüllen müssen:

	� Mindestens eine verschließbare 
Toilettezelle für je 15 Arbeitneh-
merInnen

	� Nach Geschlecht getrennte Toi-
lettezellen, wenn gleichzeitig mind. 
5 weibliche und mind. 5 männliche 
Arbeitnehmer darauf angewiesen 
sind

	� Vorraum erforderlich, wenn die 
Toilettezelle eine direkte Verbindung 
zu Arbeits-, Umkleide-, oder Aufent-
haltsräumen aufweist

	� Vorräume und Toilettenzellen 
müssen natürlich oder mechanisch 
lüftbar sein

	�Waschgelegenheit in unmittelba-
rer Nähe

	� Raumhöhe mind. 2,0 m

	� Türbreite zur Toilettenzelle mind. 
0,6 m, Zugangstüre zum Vorraum 
mind. 0,8 m

	� ohne Erkältungsgefahr benutzbar 
(Beheizung)

5.6 Garderoben und Umkleide-
räume
(Rechtsquelle § 27 ASchG, § 35 AStV)

Garderobekästen:
Für jeden Arbeitnehmer ist zum 
Schutz seiner Kleidung und persön-
lichen Gegenstände vor Diebstahl, 
Rauch, Staub, Nässe, Gerüchen 
usw. ein versperrbarer Garderoben-
kasten vorzusehen.

Eigene Umkleideräume sind erfor-
derlich, wenn:

	� Duschen erforderlich sind

	� regelmäßig gleichzeitig mehr als 
12 ArbeitnehmerInnen beschäftigt 
werden, die sich umkleiden müssen 
(besondere Arbeitskleidung)

	� nach Geschlecht getrennte Räu-
me, wenn gleichzeitig mind. 5 Frau-
en und mind. 5 Männer auf die Räu-
me angewiesen sind

	� Umkleideräume bzw. Räume, in 
welchen Garderobekästen zur Auf-
stellung kommen, müssen natürlich 
oder mechanisch lüftbar sowie be-
heizbar eingerichtet werden.

	� Raumhöhe mind. 2,0 m

	� freie unverstellte Bodenfläche 
mind. 0,6 m² für jeden gleichzeitig 
auf den Umkleideraum angewiese-
nen Arbeitnehmer

5.7 Waschräume und Duschen
(Rechtsquelle § 27 ASchG, § 34 AStV)

Für Arbeitnehmer sind eigene 
Waschräume mit Waschplätzen ein-
zurichten, wenn regelmäßig gleich-
zeitig mehr als 12 ArbeitnehmerIn-
nen in einer Arbeitsstätte anwesend 
sind. Duschen sind einzurichten, 
wenn eine umfassendere Reinigung 
als die der Hände, Arme und des 
Gesichtes aufgrund erschwerender 
Arbeitsbedingungen, (durch Staub, 
Geruch, Hitze, hohe körperliche Be-
lastung, Kontakt mit gefährlichen 
Stoffen, etc.) angebracht erscheint.
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ÜBERPRÜFUNGEN
(Rechtsquelle: § 13 AStV)

Unabhängig von den in den Auflagen 
der Betriebsanlagengenehmigung 
festgeschriebenen Prüffristen sind 
folgende Anlagen und Einrichtun-
gen einmal jährlich jedoch längs-
tens in Abständen von 15 Monaten 
durch hiezu Berechtigte (z.B. befug-
te Gewerbetreibende, akkreditierte 
Überwachungsstellen, Ziviltechni-
ker, Ingenieurbüros , qualifizierte 

Betriebsangehörige) auf ihren ord-
nungsgemäßen Zustand zu über-
prüfen.

	� Sicherheitsbeleuchtungsanlagen
Die Leuchten von Sicherheitsbe-
leuchtungsanlagen sind überdies 
monatlich durch Augenschein zu 
kontrollieren und sind hierüber Auf-
zeichnungen (Prüfbuch) zu führen. 
Diese Kontrolltätigkeit kann auch 

von entsprechend unterwiesenen 
Betriebsangehörigen durchgeführt 
werden.

	� Alarmeinrichtungen

	� Klima- und Lüftungsanlagen

	� Brandmeldeanlagen

Nach Geschlechtern getrennt, wenn 
gleichzeitig mind. 5 Frauen und 
mind. 5 Männer auf die Waschräu-
me angewiesen sind

	� Mind. 1 Dusche für je 5 Arbeitneh-
merInnen, die ihre Arbeit gleichzei-
tig beenden und die Dusche benöti-
gen

	� Raumhöhe mind. 2,0 m

	� Natürlich oder mechanisch lüftbar 
sowie beheizbar

	� Die einschlägigen Installationsvor-
schriften für elektrische Anlagen in 
Nassräumen sind zu beachten

5.8 Aufenthaltsräume
(Rechtsquelle § 28 ASchG, § 36 AStV)

Aufenthaltsräume sind erforder-
lich, wenn:

	� regelmäßig gleichzeitig mehr als 
12 ArbeitnehmerInnen, die den 
überwiegenden Teil ihrer Arbeitszeit 
in der Arbeitsstätte zubringen, be-
schäftigt werden oder

	� zur Erholung und zur Einnahme 
von Speisen kein gleichwertiger 
Raum zur Verfügung steht

	� für ArbeitnehmerInnen, welche 
mehr als 2 Stunden pro Tag im Frei-
en arbeiten

	� Raumhöhe mind. 2,5 m

	� Natürlich oder mechanisch lüftbar

	� freie unverstellte Bodenfläche 
mind. 1 m² pro gleichzeitig anwe-
sender Personen

5.9 Löschhilfen
(Rechtsquelle § 25 AschG, § 42 AStV)

Anzahl und Art (Wasser, Schaum, 
Pulver, etc.) der Löschhilfen (zu-
meist tragbare Feuerlöscher) wer-
den entsprechend den vorhandenen 
Brandlasten (Ausstattungsmateria-
lien, Lager- und Produktionsgüter, 
etc.) anlässlich des Betriebsanla-
gengenehmigungsverfahrens vor-
geschrieben und sind leicht erreich-
bar und gut sichtbar gekennzeichnet 
anzubringen.

Die sichtbeeinträchtigende Wirkung 
von Pulverlöschern ist den betrieb-
lichen Gegebenheiten entsprechend 
zu berücksichtigen (Vernebelung 
des Fluchtweges).

V ) ÜBERPRÜFUNGEN
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BETRIEBSAUSSTATTUNG UND 
LEBENSMITTELHYGIENE

Bei der Ausstattung eines lebens-
mittelverarbeitenden Betriebes (ins-
besondere Gastronomie, Lebens-
mittelhandel, etc.) sind vor allem 
folgende Punkte der Lebensmittel-
hygienebestimmungen zu beachten:

	� Arbeits- und Lagerräume für Le-
bensmittel müssen so gebaut sein, 
dass Schutz vor Verunreinigung ge-
geben ist (z.B. Nirosta, Fliesen, ab-
waschbarer Wandanstrich)

	� Böden, Wände, Türen und Decken 
sollten sauber, leicht reinigbar, des-
infizierbar, nicht schadhaft sein

	� Arbeitsflächen müssen glatt, Was-
ser abstoßend und leicht zu reinigen 
sein

	� Fenster müssen sauber und intakt 
sein und muss in Räumen wo Le-
bensmittel gelagert und verarbeitet 
werden vor geöffneten Fenstern ein 
Insektengitter angebracht werden

	� Arbeitsgeräte, Maschinen sowie 
Gebrauchsgegenstände müssen 
sich in einwandfreiem Zustand be-
finden und leicht zu reinigen sein

	� Kühl- und Tiefkühleinrichtungen 
müssen sauber und funktionstüchtig 
sein (Solltemperatur  Kühlschrank 
0°C bis + 4°C, Tiefkühlschrank -22 
°C bis – 18°C)

	� Es ist eine hygienisch einwandfreie 
Lagerung zu gewährleisten und die 
Einhaltung der Lagertemperaturen 
regelmäßig zu überprüfen

	� Handwaschbecken (Küche, AN-
WC) sind in ausreichender Zahl 
und an geeigneten Standorten vor-
zusehen und nach Möglichkeit mit 
Armaturen ohne Handbedienung 
auszustatten (bei Neu- und Umbau-
ten sind die Armaturen mit Annä-
herungsschaltung bzw. Fuß- oder 
Kniebedienung auszustatten) 

	� Mitarbeiter-WC getrennt von Gäs-
te-WC und versperrbar

Feuerlöscher sind mind. jedes zwei-
te Kalenderjahr, längstens jedoch in 
Abständen von 27 Monaten zu über-
prüfen.

Wiederkehrende Prüfung
(Rechtsquelle: § 82b GewO)

Der Inhaber einer genehmigten Be-
triebsanlage ist verpflichtet, diese in 
regelmäßigen Abständen von 
5 Jahren nach Rechtskraft des Ge-
nehmigungsbescheides (bei Be-
triebsanlagen, die nach dem ver-
einfachten Verfahren gem. § 359b 
GewO genehmigt wurden in Abstän-
den von 6 Jahren) einer Überprüfung 
hinsichtlich der Einhaltung aller ge-
werberechtlichen und sonstigen zu-
treffenden technischen Vorschriften 

- im Besonderen hinsichtlich der er-
teilten Auflagen aus dem Betriebs-
anlagengenehmigungsbescheid - zu 
unterziehen.

Seit 1.1.2015 bestehen gesetzliche 
Mindestanforderungen an die Prüf-
bescheinigung. Die Behörde kann 
die Übermittlung der Prüfbeschei-
nigung verlangen. Der Umfang der 
wiederkehrenden Prüfung der Be-
triebsanlage wurde auf die mitan-
zuwendenden Rechtsvorschriften 
nach § 356b Gewerbeordnung er-
weitert; dies kann im Einzelfall z.B. 
Bereiche des Wasserrechts, Denk-
malschutz, Eisenbahngesetz, etc. 
betreffen.
Bei der Übernahme bestehender 
genehmigter Betriebsanlagen sollte 

auf die Aushändigung der Prüfbe-
scheinigung § 82b GewO (vom Vor-
besitzer) geachtet werden.

Abfallwirtschaftskonzept
(Rechtsquelle: § 81 (4) GewO)

Im Falle einer genehmigungspflich-
tigen Änderung der Betriebsanlage, 
jedoch mindestens alle 7 Jahre, ist 
das Abfallwirtschaftskonzept fortzu-
schreiben.

VI ) BETRIEBSAUSSTATTUNG 
UND LEBENSMITTELHYGIENE
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	� Abfalleimer sollen verschließbar 
und mit Tretfunktion ausgestattet 
sein

	� Hygieneschulungen des Personals 
müssen mindestens einmal im Jahr 
stattfinden 

Auf Basis der Lebensmittelhygie-
neverordnungen der EU hat das Ge-
sundheitsministerium Lebensmit-
telhygieneleitlinien erlassen, die die 
Anforderungen an Betriebsräume 
sowie Formulare und Checklisten 
für die betriebliche Dokumentation 
enthalten. Diese Unterlagen helfen 
dem Unternehmer, die Bestimmun-
gen der Lebensmittelhygiene ein-
zuhalten und seine Aufzeichnungs-
pflichten zu erfüllen.

Sämtliche Hygieneleitlinien können 
auf der Homepage des Gesund-
heitsministeriums heruntergeladen 
werden bzw. sind in Ihrer jeweiligen 
Fachgruppe erhältlich. 

Für Verkaufsgeschäfte und Gastro-
nomiebetriebe gilt die Hygieneleitli-
nie für Einzelhandelsunternehmen 
(Download: www.bmg.gv.at > Ver-
braucherInnengesundheit > Le-
bensmittel > Lebensmittel-Unter-
nehmer > Lebensmittelhygiene > 
Leitlinie für Einzelhandelsunterneh-
men).

Für die Umsetzung der Lebensmit-
telhygiene ist jeder Unternehmer 
verpflichtet, ein Eigenkontrollsys-
tem auf Basis der HACCP-Grundsät-
ze (d.h. Gefahren- bzw. Risikoana-

lyse und kritische Kontrollpunkte) 
einzurichten. In der Regel wird mit 
den Dokumentationen für die gute 
Hygienepraxis (Betriebs-, Arbeits-, 
Personal- und Produkthygiene – 
siehe Lebensmittelhygieneleitlinien) 
das Auslangen gefunden. 

Der Umfang der erforderlichen Ei-
genkontrolle hängt von der Größe 
und vom Charakter des Betriebes 
ab. Die Lebensmittelaufsicht teilt 
die Form der erforderlichen Eigen-
kontrolle in 4 Gruppen:

1.	 Eigenkontrolle: Gute Hygie-
nepraxis ohne Dokumentation
Diese ist ausreichend, wenn keine 
Be- und Verarbeitungsschritte ge-
setzt werden und keine Veränderun-
gen am ursprünglichen Erzeugnis 
erfolgen z.B. Marktstand, Hotel Gar-
ni, Bar, Handel.

2.	 Eigenkontrolle: Gute Hygie-
nepraxis mit Dokumentation
Dokumentation von Anlieferung, 
Lagertemperaturen, Personalschu-
lung, Reinigungs- und Desinfekti-
onsplan, Schädlingsmonitoring. 

Diese Form der Eigenkontrolle ist 
ausreichend, wenn eine Be- und 
Verarbeitung mit/ohne Veränderung 
des ursprünglichen Erzeugnisses 
erfolgt, kein Zeitfaktor zwischen 
Herstellung und Verzehr vorliegt 
und es daher keinen Risikofaktor 
gibt z.B. Würstelstand, Buffet, Kaf-
feehaus, Vorbereitungsküche, Auf-
wärmküche.

3.	 Eigenkontrolle: Erweiterte Ei-
genkontrolle auf Basis der HACCP-
Grundsätze
Diese Kontrolle umfasst eine gute 
Hygienepraxis mit Dokumentation 
und Einhaltung der Anforderungen 
der jeweils geltenden Hygieneleit-
linie. Es hat eine produktbezogene 
Eigenkontrolle und Risikoanalyse 
zu erfolgen z.B. Restaurants, Gast-
haus.

4.	 Eigenkontrolle auf Basis des 
HACCP-Systems
Diese ist individuell, betriebs- und 
produktangepasst und hat die 
Grundsätze des HACCP-Konzeptes 
für jede Produktlinie zu enthalten 
z.B.: Großküchen entsprechend der 
Leitlinie für Großküchen (www.bmg.
gv.at > VerbraucherInnengesundheit 
> Lebensmittel > Lebensmittel-Un-
ternehmer > Lebensmittelhygiene > 
Leitlinie für Großküchen).
	
Die Einhaltung der Lebensmittel-
hygiene und die Führung der Auf-
zeichnungen wird regelmäßig durch 
Organe des Marktamtes (MA 59, 
T 01/4000-59202, www.wien.gv.at/
wirtschaft/marktamt/) kontrolliert.

Checklisten für die Kontrollen von 
Lebensmittelbetrieben:
www.bmg.gv.at > Lebensmittel > 
VerbraucherInnengesundheit > Le-
bensmittel > Lebensmittel-Unter-
nehmer > Checklisten für die Kont-
rolle von Lebensmittelbetrieben
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Verpflichtung zur Allergenin-
formation durch Lebensmittel-
unternehmer

Seit 13.12.2014 sind alle Lebensmit-
telunternehmer (von der Produk-
tion bis zum Verkauf) verpflichtet, 
über die verwendeten Zutaten oder 
Erzeugnisse, die Allergien oder Le-
bensmittelunverträglichkeiten her-
vorrufen können, zu informieren.

Die Informationspflicht gilt für Le-
bensmittel (einschließlich Geträn-
ke), die 
	� für den Endverbraucher bestimmt 

sind (Einzelhandel, landwirtschaftli-
cher Direktvertrieb)
	� von Anbietern der Gemeinschafts-

verpflegung abgegeben werden 
(Gastronomie, Hotellerie)
	� für die Lieferung an Anbieter von 

Gemeinschaftsverpflegung be-
stimmt sind.
	� in Verkehrsunternehmen verab-

reicht werden, wenn der Abfahrtsort 
innerhalb der Hoheitsgebiete der 
EU-Mitgliedsstaaten liegt.

Die Informationsverpflichtung be-
steht, wenn für die Herstellung Zu-
taten (einschließlich Erzeugnisse 
davon) verwendet werden, die in eine 
der 14 Hauptkategorien (Anhang II 
der EU-Lebenmittelinformations-
verordnung) fallen. Diese Allergene 
sind Glutenhaltiges Getreide (Wei-
zen, Roggen, Gerste, Hafer, Dinkel, 
etc.), Krebstiere, Eier, Fische, Erd-
nüsse, Sojabohnen,  Milch, Schalen-
früchte (Mandeln, Haselnüsse, Wal-
nüsse, Kaschunüsse, Pecannüsse, 
Paranüsse, Pistazien, Macadamia- 
oder Queenslandnüsse), Sellerie, 
Senf, Sesamsamen, Schwefeldioxid 
und Sulphite in Konzentrationen 
von mehr als 10 mg/kg oder 10 mg/l  
als insgesamt vorhandenes SO 2, 
die für verzehrfertige oder gemäß 
den Anweisungen des Herstellers in 
den ursprünglichen Zustand zurück 
geführte Erzeugnisse zu berechnen 

sind, Lupinen sowie Weichtiere. 
Die Allergeninformation kann in 
mündlicher oder schriftlicher Form 
gegeben werden und muss dem 
Gast zum Zeitpunkt seiner Bestel-
lung verfügbar sein. 

Im Falle der schriftlichen Infor-
mation ist diese beispielsweise 
in Speise- oder Getränkekarten, 
Preisverzeichnissen, auf ei-
nem Schild am oder in der Nähe  
des Lebensmittels, in einem Aus-
hang oder in elektronischer Form 
bereit zu stellen. Hierzu können 
auch Abkürzungen oder Sym-
bole verwendet werden, wenn  
diese in unmittelbarer Nähe auf-
geschlüsselt werden. Das Ge-
sundheitsministerium hat in der 
Empfehlung zur schriftlichen Al-
lergeninformation bei nicht vor-
verpackten Lebensmitteln eine  
Tabelle mit Kurzbezeichnungen 
bzw. Buchstabencodes veröffent-
licht (siehe unten). Eine Kenn-
zeichnung ist nicht erforderlich, 
wenn sich die Bezeichnung des 
Lebensmittels eindeutig auf die 
betreffende Zutat bezieht oder die  
Präsentation des Lebensmittels 
auf das Vorhandensein dieser  
Zutat schließen lässt (z.B. Krabben-
cocktail, Milchshake, Selleriesalat, 
etc.). Informationen über Tagesge-
richte können auch nur mündlich 
gegeben werden. Generell reicht 
eine auf Anfrage ausgegebene Al-
lergikerkarte und müssen nicht 
mehr alle Speisekarten mit Buch-
stabencodes versehen werden.

Wird die Allergeninformation in 
mündlicher Form auf Anfrage des 
Gastes weitergegeben, hat der Le-
bensmittelunternehmer sicher zu 
stellen, dass während der Öffnungs-
zeiten diese Auskunft im Sinne der 
Allergeninformationsverordnung 
zu den im Betrieb angebotenen 
Lebensmitteln und den ihnen zu-
gefügten allergenen Stoffen durch 

eine oder mehrere von ihm beauf-
tragte Personen, die geschult sein 
müssen,  gegeben werden kann. 
Bei mündlicher Information ist an 
einer gut sichtbaren Stelle im Lokal 
deutlich und gut lesbar darauf hin-
zuweisen, dass die Allergeninfor-
mationen auf Nachfrage erhältlich 
sind z. B. Hinweis mittels Aushang 
oder in der Speisekarte „Unsere 
Verkaufsmitarbeiter informieren Sie 
über allergene Zutaten in unseren 
Produkten“. Die beauftragte Per-
son muss einmal geschult werden. 
Auffrischungsschulungen sind ab 
1.10.2017 nicht mehr notwendig. 
Die Schulungen können durch inter-
ne oder externe Personen, die über 
entsprechendes Fachwissen (Schu-
lungsinhalt gemäß Punkt 2 der 
Leitlinie Personalschulung über die 
Allergeninformation - siehe unten) 
verfügen, erfolgen. Über die erfolgte 
Schulung sind Nachweise auszu-
stellen, die 3 Jahre lang im Betrieb 
aufliegen müssen. Die Schulungs-
nachweise und die Unterlagen, auf 
die sich die mündliche Allergenin-
formation stützt, werden durch die 
Lebensmittelinspektion überprüft.

Weitere Informationen siehe Ge-
sundheitsministerium: https://
www.verbrauchergesundheit.gv.at/
lebensmittel/allergene/allergene.
html

Leitlinie zur Allergeninformation 
bei nicht vorverpackten Lebens-
mitteln (enthält Hinweise über not-
wendige innerbetriebliche Vorkeh-
rungen)

Empfehlung für die schriftliche In-
formation (Verwendung von Kurz-
bezeichnungen und Buchstaben-
codes)

Leitlinie für die Personalschulung 
über die Allergeninformation (re-
gelt die Kompetenz von Personen, 
die mündliche Auskünfte geben)

VII ) ALLERGENINFORMATION 
DURCH LEBENSMITTEL-
UNTERNEHMEN
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W www.wien.gv.at/mba/projekt.html

Betriebsanlagenzentrum für die 
Bezirke 1, 3, 4, 5, 6, 7 und 8
angesiedelt im MBA 1/8
1010 Wien, Wipplinger Straße 8
Telefon: 4000 – 01000
E-Mail: post@mba01.wien.gv.at
 
Betriebsanlagenzentrum für die 
Bezirke 2, 10, 11 und 23
angesiedelt im MBA 10
1100 Wien, Laxenburger Straße 43-45
Telefon: 4000 – 10000
E-Mail: post@mba10.wien.gv.at
 
Betriebsanlagenzentrum für die 
Bezirke 12, 13, 14, 15, 16 und 17
angesiedelt im MBA 12
1120 Wien, Schönbrunner Straße 259
Telefon: 4000 – 12000
E-Mail: post@mba12.wien.gv.at
 
Betriebsanlagenzentrum für die 
Bezirke 9, 18, 19, 20, 21 und 22
angesiedelt im MBA 21
1210 Wien, Am Spitz 1
Telefon: 4000 – 21000
E-Mail: post@mba21.wien.gv.at

Magistratsabteilungen

Magistratsabteilung 15
Gesundheitswesen
Thomas-Klestil-Platz 8, 1030 Wien
T 01/4000-8015, F 01/4000-99 87 960
E post@ma15.wien.gv.at

Magistratsabteilung 19
Architektur und Stadtgestaltung
Niederhofstraße 23, 1120 Wien
T 01/81114-88 911
F 01/81114-99 88 910
E post@ma19.wien.gv.at

Magistratsabteilung 21
Stadtteilplanung und Flächennutzung 
Rathausstraße 14-16, 1010 Wien
T 01 / 4000-88111, F 01 / 4000-9988116
E post@ma21.wien.gv.at

Magistratsabteilung 22
Umweltschutz
Dresdner Straße 45, 1200 Wien
T 01/4000-73 440 
F 01/4000-99 73 415
E post@ma22.wien.gv.at

Wien Kanal (WKN)
Modecenterstraße 14, Block C
1030 Wien
T 01/4000-8030, F 01/4000-99 30 030
E post@wkn.wien.gv.at

Magistratsabteilung 36 | Zentrale 
Technische Gewerbeangelegenheiten, 
behördliche Elektro- und Gas-
angelegenheiten, Feuerpolizei und 
Veranstaltungswesen
Dresdner Straße 73-75, 1200  Wien 
T 4000-36 110
F 4000-99 36 110
E post@ma36.wien.gv.at
www.wien.gv.at/wirtschaft/gewerbe/
technik/

BETRIEBSANLAGENZENTREN
MA 36, Gewerbetechnik Nord-Ost
Bezirke  9, 18, 19, 20, 21 und 22 
Am Spitz 1, 1210  Wien 
T 01/40 00- 36 172
F 40 00-99 36 110
E post@ma36.wien.gv.at
W www.wien.at/wirtschaft/gewerbe/
technik/

MA 36, Gewerbetechnik Zentrum
Bezirke 1, 3, 4, 5, 6, 7 und 8 
Wipplinger Straße 6-8, 1010  Wien 
T 01/4000-36 168
F 01/4000-99 36 110
E post@ma36.wien.gv.at
W www.wien.at/wirtschaft/gewerbe/
technik/

MA 36, Gewerbetechnik Süd
Bezirke 2, 10, 11 und 23
Laxenburger Straße 43-45, 1100  Wien 
T 01/40 00-36 169
F 01/40 00-99 36 110
E post@ma36.wien.gv.at
W www.wien.at/wirtschaft/gewerbe/
technik/

VIII ) BEHÖRDEN/INFORMATION
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MA 36, Gewerbetechnik West
Bezirke 12, 13, 14, 15, 16 und 17
Schönbrunner Straße 259, 1120  Wien 
T 01/40 00-36 171
F 01/40 00-99 36 110
E post@ma36.wien.gv.at
W www.wien.at/wirtschaft/gewerbe/
technik/

MA 36, Dezernat B:
Elektro- und gastechnische Angele-
genheiten
T 01/40 00- 36 210

MA 36, Eventcenter 
(Veranstaltungen):
T 01/40 00- 36 336

Magistratsabteilung 37
Baupolizei
Dresdner Straße 73 - 75, 1200 Wien
T 01/4000-8037, F 01/4000-99 37 010
E post@ma37.wien.gv.at, 
W www.wien.gv.at/wohnen/baupolizei

FACHGRUPPEN:
A (Aufzüge und Kesselanlagen, 
DW 37140), B (KSB, DW 37200), 
BB (Bauvorhaben besonderer Art, 
DW 37160), S (Statik, DW 37180) und 
U (bautechnische Bahnangelegenhei-
ten, DW 37190)
Dresdner Straße 73 - 75, 4. Stock, 
1200 Wien
T 01/4000-37 100, F 01/4000-99 37 100
E Fachgruppen@ma37.wien.gv.at

Magistratsabteilung 45 
Wiener Gewässer, 
Wilhelminenstraße 93, 1160 Wien
T 01/4000-96 519
F 01/4000-99 96 519
E post@ma45.wien.gv.at

Magistratsabteilung 46G
Gebrauchserlaubnis
Niederhofstraße 21-23, 1120 Wien
T 01/811 14-92127
F 01/811 14-99 92110
E post@ma46.wien.gv.at 

Gebrauchserlaubnis für Schanigärten 
> Zuständiges Betriebsanlagen-
zentrum

Magistratsabteilung 48  
Abfallwirtschaft
Einsiedlergasse 2, 1050 Wien
T 01/588 17-0
F 01/588 17-99 480 037
E post@ma48.wien.gv.at

Magistratsabteilung 50
Wohnbauförderung, Referat Ge-
schäftslokale
Muthgasse 62, 1190 Wien
T 01/4000-74 840 
F 01/4000-99 748 40
E post@ma50.wien.gv.at

Magistratsabteilung 58  
Wasserrecht
Dresdner Straße 73-75, 1200 Wien
T 01/4000-96815
F 01/4000-9996810
E post@ma58.wien.gv.at

Magistratsabteilung 59 
Marktservice & Lebensmittel-
sicherheit
Spittelauer Lände 45, 4. u 5. Stock, 
1090 Wien
T 01/4000-59 210
F 01/4000-99 592 10
E post@ma59.wien.gv.at
W www.marktsicherheit.wien.at

Magistratsabteilung 63 
Gewerbewesen
Wipplingerstraße 8, 1010 Wien
T 01/4000-97117
F 01/4000-99 97 115
E post@ma63.wien.gv.at
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Arbeitsinspektorate
W www.arbeitsinspektion.gv.at

Arbeitsinspektorat für den
1., 2., 3., 8., 9., 16., 17., 18., 19. und 
20. Bezirk
Fichtegasse 11, 1010 Wien
T 01/714 04 50 
F 01/714 04 50-99

Arbeitsinspektorat für den
4., 5., 6., 10. und 11. Bezirk
Marinelligasse 8, 1020 Wien
T 01/212 77 95 
F 01/212 77 95-99

Arbeitsinspektorat für den
7., 12., 13., 14. und 15. Bezirk
Marinelligasse 8, 1020 Wien
T 01/214 95 25 
F 01/214 95 25-99

Arbeitsinspektorat für den
23. Bezirk
Belvederegasse 32, 1040 Wien
T 01/505 17 95 
F 01/505 17 95-99

Arbeitsinspektorat für den
21. und 22. Bezirk
Fichtegasse 11, 1010 Wien
T 01/714 04 62 
F 01/714 04 62-99

Evaluierung
W www.eval.at

Allgemeine Unfallversicherungs-
anstalt (AUVA)
Adalbert-Stifter-Straße 65
1200 Wien 
T 01/059393, F 01/059393-20606
E HUB@auva.at

Landesstelle Wien
Webergasse 4
1203 Wien
T 01/059393, F 01/059393-31192  
E WVR@auva.at

©
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Wirtschaftskammer Wien 
W wko.at/wien

Gründung
Gründerservice
W wko.at/wien/gruenden bzw. wko.
at/wien/nachfolgen

Standort
Betriebsanlagenservice
W wko.at/wien/betriebsanlagen

Freie Lokale Service
W freielokale.at

Schanigarten
W wko.at/wien/schanigarten

Förderung
Geförderte Unternehmensberatung
W wko.at/wien/unternehmensbera-
tung

Förderungen
W wko.at/wien/foerderung

Recht
Rechtsservice (Arbeits- und Sozial-
recht, Steuern sowie Wirtschafts- 
und Gewerberecht)
W wko.at/wien/rechtsberatung

TIPP: sachbezogene Broschüren 
bzw. Informationen finden Sie jeder-
zeit auf wko.at/wien! 
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ANHANG 1

Stufenhöhe max 18 cm
Auftrittsbreite außen max. 40 cm

GEWENDELTE STIEGEN ALS VERKEHRSWEGE
(§ 2, § 4 ASTV)

Stiegenbreite b

Gehlinie 45 cm

Auftrittsbreite der Stufen in 
der Gehlinie mind. 26 cm

Stiegen mit gewendelten Laufteilen dürfen nicht als Verkehrswege 
vorgesehen werden, wenn aufgrund betriebsüblicher Arbeitsvorgän-
ge darauf häufig schwere oder sperrige Lasten beidhändig transpor-
tiert werden müssen. § 4 (6) AStV
Erforderliche Stiegenbreite b = 1m, unabhängig von der Personenan-
zahl. § 2 (1) AStV

Auftrittsbreite innen mind. 13 cm

Erforderliche Stiegenbreite
b= 1 m für max. 20 Personen; b = 1,2 m für max. 120 Personen; für je 
weitere 10 Personen erhöht sich b um 10cm § 18 (1) AStV; Stiegenaus-
führung mind. brandhemmend F30. § 19 (3) AStV Boden-, Wand- und 
Deckenoberflächen aus schwer brennbaren (B1) und schwach qual-
menden (Q1) Materialien. § 19 (1) 5 AStV

Stufenhöhe max 18 cm
Auftrittsbreite außen max. 40 cm

GEWENDELTE STIEGEN ALS FLUCHTWEGE
(§ 18, § 19 ASTV)

Stiegenbreite b

Gehlinie 45 cm

Auftrittsbreite der Stufen in 
der Gehlinie mind. 26 cm

Auftrittsbreite innen 
mind. 13 cm bis 60 Personen
mind. 20 cm bis 61 Personen
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ANHANG 2

beliebiger Punkt der Arbeitsstätte

VERKEHRSWEG
nach max. 10 m in 
Fluchtweg mündend

FLUCHTWEG
als Fortsetzung des Ver-
kehrsweges bis max. 40 m 
vom Ausgangspunkt

VERKEHRSWEG / FLUCHTWEG /  FLUCHTBEREICH
(§ 17 ASTV)

Ausgestaltung gemäß §§ 2, 3, 4 AStV
	� Mindestbreite 1 m (ohne Fahrzeugverkehr) unabhängig von 

	 Personenanzahl
	� Mindesthöhe  2 m
	� Nicht vermeidbare Einzelstufen, Vertiefungen und andere Hindernisse      .

	 sind zur Abwendung von Gefährdungen entsprechend zu sichern oder zu .
	 kennzeichnen
	� Bei jeder Witterung gefahrlos benützbar

Ausgestaltung gemäß §§ 2, 3, 4, 18, 19 (22) AStV
	� Mindestbreite entsprechend der Personananzahl siehe 5.3.3
	� Jederzeitige Benützung während der vorgesehenen Betriebszeiten
	� Fluchtwegskennzeichnung
	� Keine Einengung durch Lagerungen, keine Beeinträchtigungen

	 durch gefährliche Stoffe oder nicht atembare Gase
	� Keine instabilen, leicht umstoßbaren Gegenstände/Einrichtungen
	� Stiegen in mind. brandhemmender Auführung (EI30)
	� Gewendelte Stiegen siehe 5.3.3
	� Oberflächenbeläge aus mind. schwer brennbaren und schwach 

	 qualmenden Materialien
	� Sicherheitsbeleuchtung (Orientierungshilfen) bei mangelnden

	 Sichtverhältnissen

GESICHERTER
FLUCHTBEREICH
als Fortsetzung des Flucht-
weges bis zum Endausgang 
ins Freie, keine Längenbe-
grenzung

Ausgestaltung gemäß §§2, 3, 4, 18, 19, 21, (22) AStV
	�Wände, Decken, Fußböden und Stiegen müssen mind. hoch-

	 brandhemmend (EI60) ausgeführt sein
	� Oberflächenbeläge aus mind. schwer brennbaren und

	 schwach qualmenden Materialien
	� Rauchabzugsöffnungen gegen Verqualmung im Brandfall
	� Einmündende Türen EI230C

Wird nach max. Fluchtwegslänge von 40 m kein Brandabschnitt
vorgesehen, wirken die strengeren Brandestimmungen des an-
schließenden Fluchtbereiches in den Fluchtweg zurück

Endausgang/Notausgang § 20 AStV
in  einen  sicheren,  öffentlich zugängli-
chen Bereich im Freien. Mindestbreiten
entsprechend   Personenanzahl   siehe
5.3.4

	� Stiegenhäuser  in brandbeständiger Ausführung
	� Fußboden-, Wand- und Deckenoberflächen aus nicht brennbaren

	 Materialien



T 01/514 50–1010 | Mo – Do 8.00 – 17.00 Uhr, Fr 8.00 – 14.00 Uhr

Einfach informieren, Kontakt aufnehmen, Termin vereinbaren!

n Informationsvorsprung

n Online-Tools

n Beratung

n Neue Geschäftschancen

n Hilfe in Ausnahmesituationen

Ich nutze dabei das WKO Servicepaket 

zur Lösung meiner unternehmerischen

Herausforderungen auf wko.at/wien/servicepaket.
»
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Ich gehe mutig meinen Weg. Erfolgreich und selbständig. Und wenn ich Unterstützung 
brauche, weiß ich, wer für mich da ist. Meine Wirtschaftskammer Wien.


